
dem damals vorliegenden Gutachten des Sachverstän­
digen P. gefolgt und demzufolge, davon ausgegangen, 
daß die betreffenden Räume nicht nur feuer-, sondern 
auch explosionsgefährdet seien. In dem in der Beru­
fungsverhandlung vorgelegten Gutachten einer Exper­
tengruppe des Hauptbetriebes J. und des Werkes II ge­
mäß § 7 Abs. 2 der ABAO 31/2 wurde die Explosions­
gefahr verneint, weil die Durchlüftung der Genera­
torenhalle gewährleistet und die austretenden Gasmen­
gen gering seien. Wie daraus weiter hervorgeht, haben 
auch unter dem Gesichtspunkt des § 4 der ASAO 142 
— Gaswerke — der Gutachter P. sowie der Vorsitzende 
des Fachunterausschusses der Kammer der Technik 
„Merkmale für Explosionsgefahren“ im Fachverband 
Elektrotechnik dem unter der Bedingung zugestimmt, 
daß die Pflege und Wartung der betriebstechnischen 
Einrichtungen der betrieblichen Arbeite- und Brand­
schutzanweisung und deren Ergänzung vom 10. Oktober 
1969 entspricht. ,

Der Werkdirektor, der Zeuge E., der gemäß § 7 der 
ABAO 31/2 die Beurteilung vorzunehmen hat, teilt den 
im Gutachten enthaltenen Standpunkt, der in all den 
Jahren bereits von den Verantwortlichen sowie sach­
verständigen Mitarbeitern des Hauptwerkes und des 
Werkes II vertreten worden ist. Inwieweit die Aussage 
dieses Gutachtens auch auf die durch Brand zerstörte 
Generatorenanlage zutrifft, bedurfte keiner weiteren 
gutachterlichen Beurteilung, weil der Angeklagte bereits 
nach dem Beweisergebnis des Bezirksgerichts aus sub­
jektiven Gründen nicht wegen einer durch Pflichtver­
letzung herbeigeführten bzw. nicht beseitigten Explo­
sionsgefährdung verantwortlich gemacht werden durfte. 
Wie sich aus § 10 StGB ergibt, muß auch die Pflicht­
verletzung schuldhaft (vorsätzlich oder fahrlässig) be­
gangen worden sein, um strafrechtlich erheblich zu 
sein. Wenn — wie festgestellt — sämtliche Fachleute 
des Werkes jedoch seit jeher den Standpunkt einnah- 
men, es liege keine Explosionsgefährdung vor, so durfte 
dem Angeklagten, noch dazu als Nicht-Techniker, nicht 
mehr zugemutet werden als den Fachleuten, von denen 
er sich nach dem Gesetz beraten lassen soll. Das hat 
das Bezirksgericht verkannt. Insoweit ist dem Beru­
fungsvorbringen zuzustimmen.

Dagegen ist das Urteil des Bezirksgerichts richtig, 
soweit es besagt, daß der Angeklagte in bezug auf die 
Pflichtverletzungen fahrlässig gemäß § 8 Abs. 2 StGB 
gehandelt hat. Soweit mit der Berufung vorgebracht 
wird, der Angeklagte sei deswegen nicht schuldig, weil 
er bei Übernahme der Funktion als Leiter des Wer- ' 
kes IT nicht in seine Aufgaben hinsichtlich des Ar­
beite- und Brandschutzes eingewiesen worden sei, geht 
das schon deshalb fehl, weil selbst dann, wenn dies 
zuträfe, dadurch der Angeklagte nicht von seiner 
Verantwortung frei wäre. Gemäß §§ 18 und 8 Abs. 3 
ASchVO ist jeder leitende Mitarbeiter verpflichtet, 
„darauf zu achten, daß die Werktätigen die Kenntnisse, 
Fähigkeiten und Fertigkeiten besitzen, die bei der Aus­
übung ihrer Tätigkeit im Hinblick auf den Gesund- 
heits- und Arbeitsschutz sowie den Brandschutz er­
forderlich sind“. Daraus ergibt sich zugleich der 
gesetzliche Auftrag an ihn, sich selbst die erforder­
lichen Kenntnisse zu verschaffen, die notwendig sind, 
um dieser Verpflichtung gerecht werden zu können. 
Das Oberste Gericht hat dazu bereits in seinem Urteil 
vom 18. Februar 1965 - 2 Ust 3/65 - (NJ 1965 S. 300) 
ausgesprochen:

„Aus der jedem leitenden Mitarbeiter eines Betrie­
bes — angefangen vom Werkleiter bis gegebenenfalls 
zum Brigadier und seinem Stellvertreter — obliegen­
den Pflicht, den Gesundheits- und Arbeitsschutz im 
jeweiligen Verantwortungsbereich zu sichern, folgt

dessen persönliche Verpflichtung, sich das Wissen 
über die für das konkrete Arbeitsgebiet maßgebenden 
arbeitsschutzrechtlichen Bestimmungen zu verschaffen 
und es ständig zu vervollkommnen. Die Anleitung 
und Kontrolle durch die übergeordneten leitenden 
Mitarbeiter ist eine wichtige Voraussetzung für die 
Vermittlung dieses Wissens, befreit den einzelnen 
leitenden Mitarbeiter aber nicht von der persönlichen 
Verpflichtung.“'

Der Angeklagte kann sich nicht, wie das in der Be­
rufungsschrift geschieht, mit Unkenntnis darüber ent­
schuldigen, daß er für den Arbeits- und Brandschutz 
verantwortlich war. Er mußte einräumen, daß ihm der 
bei den Akten befindliche' Funktionsplan zur Kenntnis 
gegeben worden ist. Unter den Aufgaben des Ange­
klagten steht dort ausdrücklich — wenn auch an letzter 
Stelle — „Einhaltung der Arbeitsschutzverordnung und 
der 1. Durchführungsbestimmung des Brandschutzgeset­
zes“. Der Angeklagte hat sich in Abweichung von sei­
nem sonstigen vorbildlichen Verhalten diese Pflichten 
nicht bewußt gemacht, sondern sich — in Anbetracht 
seiner sonstigen umfangreichen beruflichen und gesell­
schaftlichen Tätigkeit — mit dem Wissen beruhigt, daß 
sich der Technische Leiter, der Verurteilte G., aktiv um 
den Arbeits- und Brandschutz kümmere und in tech­
nischer Hinsicht mehr als er selbst davon, verstehe. Der 
Arbeits- und Brandschutz ist aber nicht allein eine 
technische. Angelegenheit, wenn diese wichtige Seite 
auch nicht abgewertet werden soll und darf. Entschei­
dend mußte für den Angeklagten sein, daß er als Lei­
ter des Werkes II für die Sicherheit der Werktätigen 
und der seiner Verwaltung anvertrauten Werte des 
Volkseigentums an erster Stelle verantwortlich ist.
Die Einstellung, die der Angeklagte zum Arbeits- und 
Brandschutz gezeigt hat, charakterisiert das Gesetz, 
wie das Bezirksgericht richtig erkannt hat, als verant­
wortungslose Gleichgültigkeit, infolge der er sich seine 
Pflichten auf diesem Gebiet nicht bewußt gemacht hat 
(§ 8 Abs. 2 StGB). Daran ändert nichts, daß er anson­
sten als verantwortungsbewußte und sehr positive Per­
sönlichkeit beurteilt wird. Hinsichtlich des Arbeits- und 
Brandschutzes hat er dieses Verantwortungsbewußtsein 
völlig vermissen lassen und deswegen seine Pflichten 
nicht erkannt.
Den Ausführungen des Bezirksgerichts, daß die Pflicht­
verletzungen des Angeklagten mit ursächlich dafür wa­
ren, daß der Verurteilte Kr. durch offenes Feuer mehr­
mals Brandgefahren und schließlich den Brand aus­
löste, ist zuzustimmen.

Das Berufungsvorbringen, es sei über den Brandschaden 
in Höhe von 250 000 Mark hinaus kein weiterer Schaden 
entstanden, ist ‘ richtig. Wie die Beweisaufnahme vor 
dem Senat ergab, ist der vorübergehende etwa vier­
wöchige Produktionsausfall durch die hohe Einsatzbe­
reitschaft der Werktätigen des Betriebes rechtzeitig wie­
der aufgeholt worden, so daß insoweit ein bleibender 
Schaden dem geschädigten Betrieb nicht entstanden ist.

Das Bezirksgericht hat den Angeklagten zu Recht we­
gen Brandgefährdung und wegen fahrlässiger Verur­
sachung eines Brandes in Tateinheit mit Verletzung 
der Bestimmungen des Gesundheits- und Arbeitsschut­
zes schuldig gesprochen und in bezug auf die Folgen 
die Schuldart des § 8 Abs. 2 StGB angewendet. Die 
schädlichen Folgen wären für den Angeklagten bei 
pflichtgemäßem Verhalten — Einbeziehung des Ar­
beits- und Brandschutzes in seine Leitungstätigkeit — 
voraussehbar und dadurch vermeidbar gewesen.
Es ist nicht richtig, wenn das Bezirksgericht in seinem 
Urteil davon spricht, das Unterlassen könne. nur als 
eine „gelegentliche Nichterkennung seiner Pflichten ge-


